
 

 

Sächsischer Landtag 

8. Wahlperiode 

Antrag 

der  Fraktion Die Linke 

 

Psychisch erkrankte Menschen wirksam unterstützen: Gemeindepsychiatrie ausbauen, 

Wohnungsnot bekämpfen, Sächsischen Landespsychiatrieplan weiterentwickeln 

 

Der Landtag möge beschließen:  

I. Der Landtag stellt fest:  

1. Rund 20-30% der Bevölkerung sind im Laufe ihres Lebens von psychischen 

Erkrankungen betroffen. Viele dieser Menschen sind dabei mehrfach belastet. Durch 

Armut, Arbeitslosigkeit oder soziale Isolation werden ihre gesellschaftliche Teilhabe 

und Heilungschancen erheblich eingeschränkt. 

2. Die Versorgung psychisch erkrankter Menschen in Sachsen ist derzeit unzureichend, 

insbesondere in den Bereichen aufsuchender Betreuung, Wohnraumsicherung und 

interdisziplinärer Kooperation. 

3. Die Wohnungslosigkeit unter psychisch erkrankten Menschen hat in Sachsen in den 

letzten Jahren deutlich zugenommen, mit erheblichen negativen Folgen für deren 

Gesundheit und soziale Integration. 

4. Der Zweite Sächsische Landespsychiatrieplan (2011) hat wesentliche Grundlagen 

für eine gemeindepsychiatrische und sektorenübergreifende Versorgung gelegt, 

jedoch fehlt es an einer flächendeckenden Umsetzung, ausreichenden finanziellen 

Ressourcen und verbindlichen Kooperationsstrukturen. Besonders mangelt es an 

aufsuchenden Hilfen und Krisenintervention im Lebensumfeld der Betroffenen. 

5. Menschen mit psychischen Erkrankungen pauschal in den Zusammenhang mit 

Straftaten oder Gefährdungslagen zu bringen, ist stark stigmatisierend und trägt zur 

weiteren Ausgrenzung und Diskriminierung bei. Es beruht weder auf einem 

wissenschaftlichen Fundament, noch eignet es sich zur Gefahrenprävention.  

II. Die Staatsregierung wird ausgehend von den im Punkt I. durch den Landtag getroffenen 

Feststellungen aufgefordert, zur wirksamen Unterstützung, Entstigmatisierung und 

Teilhabe psychisch erkrankter Menschen folgende Maßnahmen zu ergreifen: 
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1. Auflage eines auskömmlich finanzierten Landesprogrammes „Wohnen und 

Betreuung zuerst“ mit dem Ziel, psychisch erkrankten wohnungslosen Menschen 

vorrangig mit Wohnraum mit psychosozialer Begleitung zu versorgen (Umsetzung 

des international erprobten Ansatzes „Housing-First“) 

2. Entwicklung verbindlicher Kooperationsvereinbarungen mit Kommunen, Sozial-

trägern und Wohnungsunternehmen für die Umsetzung des Landesprogrammes; 

3. Sicherstellung einer flächendeckenden psychiatrischen Pflichtversorgung durch 

regionale gemeindepsychiatrische Verbunde; 

4. Gezielte Förderung des Ausbaus aufsuchender und nachgehender Hilfen, 

insbesondere mit multiprofessionellen Teams (Psychiater*innen, Sozial-

arbeiter*innen, Pflegekräften und Peer-Expert*innen) 

5. Regelmäßige Evaluation und Weiterentwicklung der psychosozialen Angebote auf 

Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse und Betroffenenbeteiligung 

6. Zeitnahe und grundlegende Überarbeitung des Zweiten Sächsischen Landes-

psychiatrieplanes (2011) unter Beteiligung Betroffener, Angehöriger, Fachverbänden 

und Kommunen auf der Grundlage der aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse 

und der Herausforderungen der heutigen Zeit 

7. Gezielter Ausbau der psychologischen und psychiatrischen Versorgung von Kindern 

und Jugendlichen sowie deren Anpassungen an die aktuellen Herausforderungen 

8. Maßnahmen zu unterlassen, die eine pauschale Stigmatisierung oder 

Kategorisierung psychisch erkrankter Menschen im Zusammenhang mit Straftaten 

oder Gefährdungslagen fördern und stattdessen auf Prävention, Unterstützung und 

Teilhabe zu setzen 

9. Schaffung verbindlicher Kooperations- und Kommunikationsstrukturen zwischen 

psychiatrischen Kliniken, Sozialdiensten, Wohnraumanbieter*innen, Polizei und 

Justiz in Form regionaler psychiatrischer Verbünde sowie verbindliche 

Kommunikations- und Kooperationsstrukturen zwischen den Akteur*innen zur 

gemeinsamen Krisenintervention in akuten Einzelfällen und Gefahrensituationen 

10. Etablierung und Förderung einer faktenbasierten und diskriminierungsfreien 

Information der Öffentlichkeit in Sachsen über psychische Erkrankungen   

11. Initiative gegenüber der Bundesregierung und im Bundesrat für die schnellstmögliche 

Schaffung und Umsetzung eines ganzheitlichen Konzepts psychischer Gesundheit, 

das medizinische, soziale und gesellschaftliche Aspekte integriert.  

 

Begründung 

Die Fälle von Arbeitsunfähigkeit aufgrund psychischer Erkrankungen sind von 2021 bis 2022 

in Sachsen um 47 Prozent gestiegen1. Bei über 400.000 Menschen in Sachsen wurde eine 

Depression diagnostiziert.2 Sachsen steht mit einer wachsenden Zahl von Menschen mit 

 
1 https://www.aok.de/pp/plus/pm/47-prozent-mehr-psychische-erkrankungen-seit-2012-in-sachsen/  
2 https://www.aok.de/pp/plus/pm/depression-ueber-400000-betroffene-menschen-in-sachsen/  

https://www.aok.de/pp/plus/pm/47-prozent-mehr-psychische-erkrankungen-seit-2012-in-sachsen/
https://www.aok.de/pp/plus/pm/depression-ueber-400000-betroffene-menschen-in-sachsen/
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psychischen Erkrankungen vor großen Herausforderungen. Besonders die stark gestiegene 

Wohnungslosigkeit unter Betroffenen und die unzureichende gemeindepsychiatrische 

Versorgung verschärfen die Situation.  

Wie die Resolution der Fachtagung „50 Jahre Psychiatrie-Enquête“ betont, ist eine eigene 

Wohnung kein Luxus, sondern elementarer Schutzraum und Voraussetzung für Stabilität, 

Privatsphäre und Selbstbestimmung. Gerade in psychischen Krisen kann das Fehlen eines 

sicheren Rückzugsortes massiv zur Verschlechterung der Symptomatik beitragen. Wer im 

Rahmen einer Psychose den Blicken anderer ungeschützt ausgesetzt ist, kann keine 

Grenzen ziehen und keine Ruhe finden – das kann Ängste wiederum verstärken und 

Wahnvorstellung real werden lassen. Wohnraum ist damit ein zentraler Baustein 

psychiatrischer Versorgung und darf nicht länger als Randthema betrachtet werden.  

Der Zweite Sächsische Landespsychiatrieplan aus dem Jahre 2011 enthält zwar ein 

dreistufiges Modell zur Wohnversorgung – von Wohnstätten über Außenwohnstätten bis hin 

zum selbstständigen Wohnen mit ambulanter Unterstützung. Was jedoch fehlt, ist ein 

vorgelagerter erster Schritt: die Anerkennung der Tatsache, dass viele psychisch erkrankte 

Menschen überhaupt keinen Wohnraum haben und deshalb durch das bestehende 

Stufenmodell gar nicht erreicht werden können. Es braucht daher zunächst gezielte 

Maßnahmen gegen Wohnungslosigkeit und zur Schaffung von dauerhaftem Wohnraum als 

Voraussetzung dafür, dass der weitere Versorgungsprozess überhaupt greifen kann.  

Die Fraktion Die Linke sieht die Staatsregierung in der Pflicht und unmittelbaren 

Verantwortung, mit einem umfassenden Landesprogramm „Wohnen und Betreuung zuerst“ 

sowie mit dem Ausbau der gemeindepsychiatrischen Pflichtversorgung und einer zeitnahen 

Überarbeitung und Neuausrichtung des Zweiten Sächsischen Landespsychiatrieplans aktiv 

gegenzusteuern. Die Priorität liegt dabei auf einer sektorenübergreifenden, 

niedrigschwelligen und humanen Versorgung im Lebensumfeld der Betroffenen.  

Der Zweite Sächsische Landespsychiatrieplan hat zwar wichtige Grundlagen für die 

Versorgung Betroffener vor allem im (teil-)stationären und ambulanten Umfeld geschaffen, 

ist jedoch veraltet und in der Umsetzung lückenhaft. Aktuelle Entwicklungen wie 

Digitalisierung, gesellschaftliche Spaltung, Inflation und mediale Verzerrungen müssen bei 

der Neuausrichtung berücksichtigt werden.  

Die Einbeziehung von Betroffenen, Fachverbänden und Kommunen in die Neuausrichtung 

des Landespsychiatrieplanes ist dabei unabdingbar. Nur eine vernetzte und ressourcen-

starke Psychiatrie kann langfristig Wirkung zeigen.  

Aus einer kleinen Anfrage der Landtagsabgeordneten Juliane Nagel, Fraktion Die Linke 

(Drucksache 8/19233) geht hervor, dass die Polizei Sachsen unter personengebundenen 

Hinweisen (PHW) Menschen in der Kategorie „Psychische und Verhaltensstörungen“ im 

Polizeilichen Informationssystem-Zentral (INPOL-Z) sowie im Integrierten 

 
3https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=1923&dok_art=Drs&leg_per=8&pos_dok=1&dok_id=u
ndefined  

https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=1923&dok_art=Drs&leg_per=8&pos_dok=1&dok_id=undefined
https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=1923&dok_art=Drs&leg_per=8&pos_dok=1&dok_id=undefined
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Vorgangsbearbeitungssystem (IVO) und Polizeilichem Auskunftssystem Sachsen (PASS) 

erfasst.  

Zwangsmaßnahmen und eine pauschale Betrachtung psychisch erkrankter Menschen als 

potentiell gefährlich schaden der Vertrauensbasis und verhindern notwendige Hilfen. 

Betroffene suchen ohnehin aus Scham und Angst häufig keine angemessene Hilfe auf. So 

erklärte die Präsidentin der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, 

Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN) Prof. Dr. Euphrosyne Gouzoilis-Mayfrank: 

„Menschen mit psychischen Störungen leiden nicht nur unter ihrer Erkrankung, sondern 

zusätzlich unter Vorurteilen und Benachteiligungen in ihrem Umfeld. Je mehr 

Stigmatisierung sie erleben, desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit, dass sich Betroffene 

in Behandlung begeben. Zudem steigt die Wahrscheinlichkeit, dass sie sich von einer 

bereits begonnenen Therapie zurückziehen. Je früher aber eine Behandlung begonnen wird 

und je konsequenter und kontinuierlicher sie erfolgt, desto höher die Besserungschancen“.4  

Menschen mit psychischen Erkrankungen sind indes nicht gefährlicher als Menschen ohne 

psychische Erkrankungen. Im Gegenteil: Sie sind deutlich häufiger Opfer von Gewalt, als 

sie Täter*innen sind.5 Eine pauschale Erfassung oder besondere Beobachtung psychisch 

erkrankter Menschen im Zusammenhang mit Straftaten ist zur Gewalt- und 

Gefahrenprävention ungeeignet und verschärft die Stigmatisierung – mit negativen Folgen 

für die Behandlungsbereitschaft und das Vertrauen in Hilfsangebote.3,6 Ein solches 

Vorgehen ist somit auch unvereinbar mit dem in § 2 Absatz 3 des Sächsischen Psychisch-

Kranken-Hilfe Gesetzes festgehaltenen Grundsatz, nach dem der Diskriminierung und 

Stigmatisierung von Menschen mit psychischer Erkrankung entgegenzutreten ist. 

Eine in akuten Notfällen erforderliche, fachbereichsübergreifende Kommunikation - auch mit 

Polizei und Justiz - darf jedoch nicht der Ausgrenzung oder Abwälzung von Verantwortung 

dienen. Ziel muss vielmehr eine abgestimmte, kompetente und gemeinschaftlich getragene 

Hilfestruktur sein, die Risiken mindert und Menschen in der Krise hält, statt sie zu verlieren.  

Das Alter psychisch Erkrankter sinkt stetig, wobei die Altersgruppen zwischen 24 und 29 

Jahren besonders stark betroffen sind.7 Insbesondere infolge der COVID-19-Pandemie, 

sozialer Unsicherheit, des zunehmenden Drucks in Schule und Ausbildung sowie unter der 

Nutzung sozialer Medien kommt es zur Zunahme psychischer Erkrankungen. Die 

Versorgung ist in Sachsen jedoch unzureichend, Wartezeiten auf Therapieplätze oft 

unzumutbar lang.  

Nach Auffassung der Fraktion Die Linke ist daher eine flächendeckende, niedrigschwellige 

Versorgung mit multiprofessionellen Teams, die eng mit Schulen, Jugendhilfe und Familien 

 
4 https://www.dgppn.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen-2025/kein-zentralregister-fuer-
menschen-mit-psychischen-erkrankungen.html  
5 https://www.dgsp-ev.de/veroeffentlichungen/standpunkte-stellungnahmen/fact-sheet-gewaltrisiko-und-
psychische-erkrankung  
6 https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/linnemann-register-psychisch-kranke-gewalttaeter-cdu-
kommentar-100.html  
7 https://www.dak.de/dak/unternehmen/reporte-forschung/psychreport-2023_32618#rtf-anchor-zentrale-
ergebnisse-aus-dem-psychreport  

https://www.dgppn.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen-2025/kein-zentralregister-fuer-menschen-mit-psychischen-erkrankungen.html
https://www.dgppn.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen-2025/kein-zentralregister-fuer-menschen-mit-psychischen-erkrankungen.html
https://www.dgsp-ev.de/veroeffentlichungen/standpunkte-stellungnahmen/fact-sheet-gewaltrisiko-und-psychische-erkrankung
https://www.dgsp-ev.de/veroeffentlichungen/standpunkte-stellungnahmen/fact-sheet-gewaltrisiko-und-psychische-erkrankung
https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/linnemann-register-psychisch-kranke-gewalttaeter-cdu-kommentar-100.html
https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/linnemann-register-psychisch-kranke-gewalttaeter-cdu-kommentar-100.html
https://www.dak.de/dak/unternehmen/reporte-forschung/psychreport-2023_32618#rtf-anchor-zentrale-ergebnisse-aus-dem-psychreport
https://www.dak.de/dak/unternehmen/reporte-forschung/psychreport-2023_32618#rtf-anchor-zentrale-ergebnisse-aus-dem-psychreport
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zusammenarbeiten, dringend erforderlich und wird daher mit dem vorliegenden Antrags-

begehren mit dem gebotenen Nachdruck eingefordert. 

 

Dresden, den 24. September 2025 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 
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